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Hinweis: Diese Publikation wird im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit der Gemeinsamen Landes-

planungsabteilung Berlin-Brandenburg herausgegeben. Sie darf nicht während eines Wahlkamp-

fes zum Zwecke der Wahlwerbung verwendet werden. Dies gilt für Landtags-, Bundestags- und 

Kommunalwahlen sowie für die Wahl der Mitglieder des Europäischen Parlaments. Unabhängig 

davon, wann, auf welchem Wege und in welcher Anzahl diese Schrift der Empfängerin / dem Emp-

fänger zugegangen ist, darf sie auch ohne zeitlichen Bezug zu einer bevorstehenden Wahl nicht in 

einer Weise verwendet werden, die als Parteinahme der Landesregierung zu Gunsten einzelner 

politischer Gruppen verstanden werden könnte. 
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Worum geht es? – Raumordnung und Raumverträglichkeitsprüfungen 

Was ist Raumordnung? 

Raumordnung (synonym auch Raumpla-

nung) steuert die Entwicklung eines be-

stimmten Raumes unter einem fach-

übergreifenden und überörtlichen 

Blickwinkel. Auf Bundes-, Landes- oder 

Regionalebene entwickeln und sichern 

Raumordnungspläne die zukünftige 

Nutzung des jeweiligen Gebietes. Auf-

gabe der Raumordnung ist es, unter-

schiedliche soziale und wirtschaftliche 

Nutzungsinteressen und Anforderun-

gen an einen Raum mit dessen ökologi-

schen Funktionen abzustimmen, Kon-

flikte auszugleichen und Vorsorge für 

bestimmte Nutzungen zu treffen. Illust-

rieren lässt sich dies am Beispiel der 

Siedlungsflächenentwicklung: Ein aku-

ter Mehrbedarf an Wohnraum kann 

eine ungeordnete und ungebremste 

Entstehung neuer Siedlungsflächen au-

ßerhalb der vorhandenen Ortschaften 

befördern. Dies würde letztlich zu einer 

Zersiedelung der Landschaft führen. 

Die Folgen wären einerseits hohe, zu-

meist von der Allgemeinheit zu tra-

gende Kosten durch eine Überlastung 

der vorhandenen Infrastruktur und an-

dererseits erhebliche negative Auswir-

kungen für Natur und Umwelt. Aufgabe 

der Raumordnung ist es, solche Wachs-

tumsprozesse aus einem überörtlichen 

Blickwinkel heraus zu steuern und zu 

lenken. Ziel ist es, die vorhandene  
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Infrastruktur effizient zu nutzen und 

die Belange des Umwelt- und Natur-

schutzes wie auch der Wirtschaft aus-

reichend zu berücksichtigen. 

Raumordnung wirkt so auf eine ausge-

wogene, geordnete und nachhaltige 

Entwicklung des Raumes hin, die sich 

durch einen sparsamen Umgang mit 

den natürlichen Ressourcen auszeich-

net. 

 

Was ist eine 

Raumverträglichkeitsprüfung? 

Die Raumverträglichkeitsprüfung (RVP) 

ist ein wichtiges Instrument der Raum-

ordnung. Sie kommt beispielsweise bei 

raumbedeutsamen Infrastrukturvorha-

ben zum Einsatz, von denen erhebliche 

Auswirkungen auf ihre Umgebung aus-

gehen. Die RVP prüft in einem noch frü-

hen Planungsstadium, ob und wie eine 

Planung oder Maßnahme (im Weiteren 

„Vorhaben“) im Einklang mit den Ent-

wicklungszielen der Raumordnungs-

pläne sowie im Zusammenspiel mit an-

deren in Planung befindlichen Vorha-

ben umgesetzt werden kann. Daher 

auch der Begriff der „Raumverträglich-

keit“, welche während der Durchfüh-

rung des Verfahrens für das jeweilige 

Vorhaben überprüft wird. Ziel der Prü-

fung ist es, mögliche Konflikte, Risiken 

oder besondere Herausforderungen, 

die mit der Umsetzung eines Vorha-

bens einhergehen, frühzeitig zu identi-

fizieren und zu ermitteln, ob und auf 

welche Weise diese gelöst oder mini-

miert werden können. 

Die Durchführung der RVP ist fachüber-

greifend und auf die überörtlichen und 

raumbedeutsamen Auswirkungen ei-

nes Vorhabens fokussiert. Die Öffent-

lichkeit und die in ihren Belangen be-

rührten Stellen wie Fachbehörden, Na-

turschutzverbände oder Kommunen 

werden in das Verfahren eingebunden. 

 

Welche Rolle spielt die Raumver-

träglichkeitsprüfung im Planungs-

prozess und was sind ihre Vorteile? 

Als Prüf- und Abstimmungsverfahren 

findet die RVP in der Regel vor der Zu-

lassung statt. In vielen Fällen existieren 

für ein Vorhaben zum Zeitpunkt der 

RVP noch mehrere Varianten in Hin-

blick auf dessen Verlauf, zum Beispiel 

bei Leitungstrassen oder Straßen, oder 

auf seinen Standort, zum Beispiel bei 

Ferienparks. Es gehört zu den Stärken 

der RVP, die verschiedenen Varianten 

in einem förmlichen Verfahren zu prü-

fen und deren jeweilige Vor- und Nach-

teile aufzuzeigen. 

Die frühzeitige Einbeziehung der Öf-

fentlichkeit erhöht die Transparenz des 

Planungsprozesses und damit die Ak-

zeptanz des Vorhabens in der Bevölke-

rung. Den betroffenen Kommunen, 

Fachbehörden, Naturschutzverbänden 

und anderen zu beteiligenden Stellen 

bietet die RVP die Möglichkeit, frühzei-

tig auf ihre Belange aufmerksam 
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zu machen und ihre Kenntnisse über 

den Raum einzubringen, in dem mit 

Auswirkungen durch das Vorhaben zu 

rechnen ist. Ihre Hinweise auf potenti-

elle Konflikte und deren mögliche Lö-

sung tragen zu einer raumverträglichen 

und konfliktarmen Gestaltung des Vor-

habens bei. Mit ihrer Beteiligung an der 

RVP können somit die Öffentlichkeit 

und die zu einer Stellungnahme aufge-

rufenen Stellen und Verbände Einfluss 

auf die Detailplanung des Vorhabens 

nehmen. 

Für den Träger eines Vorhabens bietet 

die RVP den Vorteil, bereits in einem 

frühen Planungsstadium Kenntnisse 

über mögliche Schwierigkeiten bei der 

Umsetzung seines Vorhabens zu erlan-

gen, sodass er dies in seinen weiteren 

Planungen berücksichtigen kann. Die 

RVP trägt somit dazu bei, Fehlplanun-

gen zu vermeiden und den Weg für das 

Zulassungsverfahren zu ebnen. 

Die Ergebnisse der Raumverträglich-

keitsprüfung werden offiziell festgehal-

ten und bilden eine wichtige Grundlage 

für die nachfolgende Detailplanung. 

 

Wo liegen die Grenzen der 

Raumverträglichkeitsprüfung? 

Aus dem spezifischen Charakter der 

Raumverträglichkeitsprüfung ergeben 

sich jedoch auch Beschränkungen: 

Eine RVP kann nur für bestimmte, in 

den Rechtsgrundlagen genannte Vor-

habenarten durchgeführt werden und 

das auch nur dann, wenn diese raum-

bedeutsam sind und überörtliche Be-

deutung haben (s. u.). 

 



6 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Maßstabs- bzw. Betrachtungs-

ebene einer RVP ist relativ grob. Sie 

kann damit nur diejenigen Auswirkun-

gen erfassen, die bereits in einem frü-

hen, noch wenig detaillierten Planungs-

stadium ersichtlich sind. Betrachtun-

gen kleinräumiger und fachtechnischer 

Einzelheiten sind grundsätzlich nicht 

Gegenstand der Prüfung. Da in der RVP 

zumeist keine eigenen Daten, beispiels-

weise zum Vorkommen bestimmter 

Tier- und Pflanzenarten, erhoben wer-

den und somit kleinräumige Konfliktbe-

reiche nicht zwangsläufig erkannt wer-

den, können auch nicht sämtliche Fra-

gen bereits abschließend geklärt 

werden. 

Das Ergebnis einer RVP hat keine ver-

bindliche Rechtswirkung, sondern 

muss lediglich im Rahmen des Zulas-

sungsverfahrens berücksichtigt wer-

den. Es ersetzt keine Genehmigungen 

oder sonstige behördliche Entschei-

dungen über die Zulässigkeit eines 

Vorhabens. 

Welche rechtlichen Grundlagen 

regeln die 

Raumverträglichkeitsprüfung? 

Das Raumordnungsgesetz des Bundes 

(ROG) bildet die gesetzliche Grundlage 

für die RVP. Die Anwendungsvorausset-

zungen und grundlegende Verfahrens-

vorschriften finden sich in § 15 ROG. 

Die Raumordnungsverordnung (RoV) 

legt auf Bundesebene fest, für welche 

Vorhaben eine RVP durchzuführen ist. 

In den Ländern Berlin und Branden-

burg ergänzt und spezifiziert der Lan-

desplanungsvertrag die bundesrechtli-

chen Regelungen, zum Beispiel in Hin-

blick auf die Anwendungsmöglichkei-

ten. 

Wesentlicher Maßstab für die Prüfung 

eines Vorhabens in der RVP sind die so-

genannten Erfordernisse der Raumord-

nung, wie sie im § 2 ROG sowie in den 

Ländern Berlin und Brandenburg vor 

allem im Landesentwicklungspro-
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gramm, in den Landesentwicklungsplä-

nen und in den Regionalplänen enthal-

ten sind. Hierbei handelt es sich insbe-

sondere um sachliche oder räumliche 

Festlegungen, die entweder verbindlich 

sind (Ziele) oder Vorgaben für nachfol-

gende Abwägungs- und Ermessensent-

scheidungen darstellen (Grundsätze). 

Bei der Bewertung der zu erwartenden 

Auswirkungen werden zudem 

Fachgesetze hinzugezogen, zum Bei-

spiel Naturschutzrecht, Bergrecht oder 

Wasserhaushaltsrecht. Die RVP schließt 

eine überschlägige Prüfung der Um-

weltbelange ein. Auch die möglichen 

Auswirkungen eines Vorhabens auf die 

europäischen Schutzgebiete des „Na-

tura 2000“-Netzes sowie auf den be-

sonderen Artenschutz werden in der 

RVP betrachtet. 

 

Für welche Vorhaben werden 

Raumverträglichkeitsprüfungen 

durchgeführt? 

Insbesondere bei der Planung großer 

Infrastrukturvorhaben ist in vielen Fäl-

len eine RVP vorgesehen, da diese ihre 

Umgebung oft wesentlich und nachhal-

tig verändern und prägen. Dies gilt bei-

spielsweise für den Bau oder die Errich-

tung von Bundesfernstraßen, Schie-

nenstrecken, Wasserstraßen, Hoch-

spannungsfreileitungen und Gashoch-

druckleitungen. Aber auch für Freizeit-

anlagen, Einkaufszentren, Rohstoffab-

bau und weitere Vorhaben sieht die 

Raumordnungsverordnung eine RVP 

vor. Für alle dort genannten Vorhaben-

arten gilt, dass ein Verfahren im Einzel-

fall nur dann durchzuführen ist, wenn 

das Vorhaben raumbedeutsam ist und 

überörtliche Bedeutung hat. 

„Raumbedeutsam“ meint in diesem Zu-

sammenhang, dass ein Vorhaben im ei-

gentlichen Sinne Raum in Anspruch 

nehmen oder die Entwicklung und 

Funktion eines Gebietes beeinflussen 

und prägen wird. Von der überörtlichen 

Bedeutung eines Vorhabens spricht 

man, wenn dieses auf dem Gebiet meh-

rerer Gemeinden realisiert werden soll 

(Standort oder Trasse) oder wenn zu er-

warten ist, dass seine raumbedeutsa-

men Auswirkungen über das Gebiet 

der Standortgemeinde hinausreichen 

werden und somit ein erhöhter Abstim-

mungsbedarf zu erwarten ist. 

Zur Durchführung einer RVP führen 

zwei Wege, nämlich dass der Vorhaben-

träger das Verfahren beantragt oder 

anzeigt, keinen Antrag zu stellen. Wenn 

die Gemeinsame Landesplanungsab-

teilung befürchtet, dass das Vorhaben 

zu raumbedeutsamen Konflikten führt, 

kann sie festlegen, dass dennoch eine 

RVP durchgeführt wird. 

 

  



8 

 

 

Was passiert? - Zum Ablauf einer Raumverträglichkeitsprüfung 

Was ist die Gemeinsame Landespla-

nungsabteilung Berlin-Brandenburg 

und welche Rolle spielt sie in der 

Raumverträglichkeitsprüfung? 

Die Gemeinsame Landesplanungsab-

teilung (GL) ist die für Raumordnung 

zuständige Behörde der Länder Berlin 

und Brandenburg. Zu ihren Aufgaben 

gehört unter anderem die Durchfüh-

rung von RVP sowie auch die Entschei-

dung, ob für ein konkretes Vorhaben 

eine RVP durchzuführen ist. Als verfah-

rensführende Stelle verhält sie sich 

neutral gegenüber den Ansprüchen 

und Erwartungen aller weiteren Verfah-

rensbeteiligten, zu denen neben dem 

jeweiligen Träger des Vorhabens auch 

die verschiedenen in ihren Belangen 

berührten Stellen und Verbände sowie 

die Öffentlichkeit zählen. 

 

Wie lange dauert eine 

Raumverträglichkeitsprüfung? 

Für das eigentliche Verfahren ist eine 

Frist von sechs Monaten vorgegeben. 

Nach Eingang der Verfahrensunterla-

gen hat die die GL einen Monat Zeit die 

Unterlagen auf Vollständigkeit zu über-

prüfen und ggf. den Vorhabenträger 

zur Vervollständigung der Unterlagen 

aufzufordern. Die Sechsmonatsfrist be-

ginnt mit dem Vorliegen vollständiger 

Unterlagen. Die RVP könnte auch auf 

Grundlage der noch unvollständig vor-

liegenden Unterlagen begonnen wer-

den. Der Umfang der Unterlagen wird 

vor der RVP im Rahmen einer Antrags-

konferenz festgelegt (s.u.). Die Dauer 

dieser „Vorphase“ des eigentlichen Ver-

fahrens hängt also davon ab, wie viel 

Zeit die Erarbeitung dieser Unterlagen 

in Anspruch nimmt. 

 

Was ist eine Antragskonferenz? 

Zur Antragskonferenz lädt die GL den 

Träger des Vorhabens sowie die in ih-

rem fachlichen oder räumlichen Aufga-

benbereich berührten öffentlichen 

Stellen und Naturschutzvereinigungen 

ein. Ziel ist es, sich über den Gegen-

stand der RVP auszutauschen und die 

Methoden sowie den Untersuchungs-

rahmen für die Prüfung der Raumver-

träglichkeit und der Auswirkungen auf 

die Belange der Umwelt abzustimmen. 

Unter Untersuchungsrahmen versteht 

man hier neben dem konkret zu be-

trachtenden Raum auch den notwendi-

gen Umfang und Detaillierungsgrad 

der Untersuchungen in Hinblick auf die 

einzelnen zu behandelnden Themen, 

wie Verkehr, Siedlungsraum oder 

Naturschutz. 

Im Ergebnis der Konferenz legt die GL 

die konkreten Anforderungen an Inhalt 



9 

 

 

und Umfang der Verfahrensunterlagen 

fest. 

 

Was steht in den 

Verfahrensunterlagen? 

Grundsätzlich enthalten die Verfah-

rensunterlagen die Vorhabenbeschrei-

bung einschließlich der Ausführungen 

zu möglichen Umsetzungsvarianten in 

Hinblick auf Standort, Trassenverlauf 

oder andere Merkmale und Bestand-

teile des Vorhabens sowie zur Raum-

verträglichkeit. Die Raumverträglich-

keitsuntersuchung beschäftigt sich un-

ter anderem mit den möglichen Aus-

wirkungen des Vorhabens auf den Sied-

lungs- beziehungsweise Freiraum, auf 

Verkehr, Wirtschaft und technische In-

frastruktur. In der überschlägigen Um-

weltprüfung werden die raumbedeut-

samen Umweltauswirkungen anhand 

der Schutzgüter der Umwelt betrachtet 

(u.a. Menschen, Tiere- und Pflanzen, 

Wasser, Boden und kulturelles Erbe). 

Sind aufgrund der Lage des Vorhabens 

Auswirkungen auf Natura 2000-Ge-

biete nicht auszuschließen, enthalten 

die Verfahrensunterlagen in Verbin-

dung mit der überschlägigen Umwelt-

prüfung eine Vorprüfung nach der FFH-

Richtlinie. Schließlich muss der Vorha-

benträger auch eine artenschutzrecht-

liche Ersteinschätzung vorlegen. 

Die genannten Inhalte der Verfahrens-

unterlagen stellen nicht nur die derzei-

tige Situation und die erwarteten raum-

bedeutsamen Auswirkungen dar, son-

dern erläutern auch mögliche Maßnah-

men zu deren Vermeidung oder 

Minimierung. 

 

Wie und wann werden die Öffent-

lichkeit sowie die in ihren Belangen 

berührten Stellen einbezogen? 

Hat der Vorhabenträger die Verfah-

rensunterlagen vollständig vorgelegt, 

beginnt die eigentliche RVP. Die GL in-

formiert über die Eröffnung der RVP 

und die Möglichkeit zur Öffentlichkeits-

beteiligung im Internet bzw. auf ihrer 

Website. Auf der Website der GL wer-

den die Verfahrensunterlagen zur Ver-

fügung gestellt. Zudem kann die Unter-

lage während der mindestens einmo-

natigen Auslegungsfrist bei Bedarf an 

einem Lesegerät oder auch in Papier-

form eingesehen werden. 

Die Öffentlichkeit hat nun Gelegenheit, 

schriftlich Hinweise, Anmerkungen und 

Einwände zum Vorhaben vorzubringen. 

Dies soll vorzugsweise als E-Mail direkt 

auf der Website der GL erfolgen. 

Parallel zur Öffentlichkeitsbeteiligung 

werden die in ihren Belangen berühr-

ten Stellen gebeten, sich aus der Sicht 

ihrer jeweiligen fachlichen Belange zu 

den möglichen Auswirkungen des Vor-

habens zu äußern und diese zu 

bewerten. 
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Was passiert nach der Beteiligung? 

Die GL wertet zunächst die eingegange-

nen Stellungnahmen aus. Sie berück-

sichtigt alle Einwände, Hinweise und 

Anregungen, die den Gegenstand des 

Verfahrens betreffen. Auf Grundlage 

der Verfahrensunterlage, relevanter In-

formationen aus den Stellungnahmen 

sowie eigener Ermittlungen bewertet 

sie die Raumverträglichkeit des Vorha-

bens und legt in der landesplaneri-

schen Beurteilung ihre Einschätzung 

hierzu dar. Die RVP endet mit der Fer-

tigstellung der landesplanerischen Be-

urteilung sowie einer öffentlichen Be-

kanntmachung zu Abschluss und Er-

gebnis des Verfahrens. 

 

Was steht in der landesplanerischen 

Beurteilung? 

In der landesplanerischen Beurteilung 

legt die GL anhand der im Verfahren ge-

wonnenen Erkenntnisse dar, welche 

raumbedeutsamen Auswirkungen das 

Vorhaben erwarten lässt, und ob und 

wie eine möglichst raumverträgliche 

Gestaltung gelingen kann. Die GL hat 

hier die Möglichkeit, sogenannte Maß-

gaben aufzustellen. Diese beschreiben 

die Voraussetzungen, die gegebenen-

falls erfüllt sein müssen, um das Vorha-

ben raumverträglich zu realisieren. In 

der landesplanerischen Beurteilung 

wird also erläutert, ob ein Vorhaben 

oder eine Vorhabenvariante mit den Er-

fordernissen der Raumordnung entwe-

der vereinbar, bei der Umsetzung von 

Maßgaben vereinbar oder gänzlich un-

vereinbar ist. 

Die landesplanerische Beurteilung ist 

im nachfolgenden Zulassungsverfah-

ren sowie bei der Planung weiterer 

raumbedeutsamer Maßnahmen zu 

berücksichtigen. 

 

Wie geht es nach der Raumverträg-

lichkeitsprüfung weiter? 

Nach Abschluss des Verfahrens bean-

tragt der Vorhabenträger die Zulassung 

seines Vorhabens. In vielen Fällen folgt 

auf eine RVP ein Planfeststellungsver-

fahren, das je nach der Art des Vorha-

bens zum Beispiel nach Bergrecht, Bun-

desfernstraßen- oder Energiewirt-

schaftsgesetz durchgeführt wird. Die 

Verfahrensführung liegt bei der im Ein-

zelfall zuständigen Behörde. Auch Ver-

fahren nach dem Bundesimmissions-

schutzgesetz können auf eine RVP fol-

gen. Schließlich sind für einige Vorha-

ben auf kommunaler Ebene Bebau-

ungspläne zu erstellen. Dies trifft häu-

fig auf Einzelhandels- oder Freizeitvor-

haben zu. 
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Was ist sonst noch wichtig? – Praktische Informationen 

Wer trägt die Kosten für eine 

Raumverträglichkeitsprüfung? 

Seit 2020 waren in Berlin und Branden-

burg für Amtshandlungen im Zusam-

menhang mit einem Raumordnungs-

verfahren, dem Vorgängerverfahren 

der Raumverträglichkeitsprüfung, Ver-

waltungsgebühren zu entrichten. Ent-

sprechendes wird auch für die RVP ge-

regelt. Die Höhe der Verwaltungsge-

bühren ist abhängig von der Komplexi-

tät des Verfahrens und vom Investiti-

onsvolumen des Vorhabens. Handelt 

es sich bei dem Träger des betreffen-

den Vorhabens um eine öffentliche 

Stelle, fallen keine Gebühren an. 

 

Wer kann eine Stellungnahme 

abgeben? 

Grundsätzlich kann sich jede Bürgerin 

und jeder Bürger im Rahmen der Öf-

fentlichkeitsbeteiligung schriftlich zum 

Vorhaben äußern. Allerdings kann die 

GL in ihrer Prüfung und Bewertung nur 

fachlich relevante Hinweise berücksich-

tigen, die sich auf das Vorhaben und 

seine raumbedeutsamen oder überört-

lichen Auswirkungen beziehen. 

 

Wie wird über eine Raumverträg-

lichkeitsprüfung informiert und wo 

findet man die Unterlagen? 

Die Bekanntmachung über die Eröff-

nung einer RVP sowie über die öffentli-

che Auslegung der Unterlagen er-

scheint auf der Website der GL. Regel-

mäßig weisen auch andere Informati-

onskanäle des Ministeriums für Infra-

struktur und Landesplanung sowie der 

Senatsverwaltung für Stadtentwick-

lung, Bauen und Wohnen auf Beginn 

und Abschluss einer RVP hin. 

Neben allgemeinen Informationen zum 

Vorhaben werden auf der Website der 

GL auch die jeweiligen Verfahrensun-

terlagen zur Verfügung gestellt. 

 

 

Wo gibt es weitere Informationen? 

https://gl.berlin-brandenburg.de/umsetzung-der-

raumordnungsplaene/raumvertraeglichkeitspruefung/ 

  

https://gl.berlin-brandenburg.de/umsetzung-der-raumordnungsplaene/raumvertraeglichkeitspruefung/
https://gl.berlin-brandenburg.de/umsetzung-der-raumordnungsplaene/raumvertraeglichkeitspruefung/
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